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Liebe Mandanten, 
nun läuft unsere Niederlassung in der Oberlausitz seit sechs Monaten reibungslos. Wir sind stolz.

Angefangen hat es damit, dass uns ein Autohaus in Eibau fragte, was dagegen getan werden 
könne, dass Versicherer die Mietwagenrechnungen so stark kürzen, dass kaum mehr als die ei-
genen Vorhaltekosten gedeckt werden. Wir erteilten den Rat, dass wir gerne dafür Sorge tragen, 
dass Preise gezahlt werden, die Gewinn abwerfen. Die Rechtsprechung des BGH lässt dies zu. 
Die Versicherer machen's nur nicht freiwillig. Gesagt – getan. Das funktionierte so gut, dass man 
uns alle Unfallabwicklungen übertrug und damit eine Sorge weniger hatte mit dem gebeutelten 
Automarkt.

Aber ein Autohaus in der Oberlausitz war uns zu wenig, das Beratungsprocedere zu aufwändig. 
So kam es, dass wir weitere Kunden suchten, die das gleiche Problem zu bewältigen hatten, und 
stellten überrascht fest, dass es davon nicht wenige gab. Bautzen, Löbau, Eibau, Görlitz und Zittau  
sind jetzt die Anfahrstationen, die die Oberlausitzbeauftragte Rechtsanwältin Meinhold einmal 
wöchentlich unter die Reifen nehmen muss.

Geübt hatten wir das Abarbeiten fern von Dresden schon mit der Niederlassung Hessen. Auch 
dort funktioniert es so, dass zwar vor Ort beraten wird, gegebenenfalls auch prozessiert wird. Das 
Backoffice ist aber in Dresden. Das hat Sinn, weil man einen intelligenten Kanzleiapparat lange 
aufbauen und pflegen muss, bis er reibungslos funktioniert und sich Erfolg nicht beliebig von Ort 
zu Ort transportieren lässt. 

Ob Teilbereiche ausgegliedert werden können, vor allem in die Oberlausitz, wo Arbeitsplätze ge-
sucht werden, wird weiter geprüft. Eine Vernetzung ist machbar. Dank guter innovativer EDV-Lö-
sungen, die wir KRIESTEN verdanken, ist nationales Agieren leicht geworden. Technisch wäre auch 
eine internationale Lösung machbar, die vielleicht sogar durch die Harmonisierung europäischen 
Rechts geboten wäre. Schon jetzt sind Bußgeldbescheide aus dem Ausland fester Beratungsbe-
stand unserer Tätigkeit.

Ihr 
Hartmut Roth

Hartmut Roth ist Mitglied in den 
Arbeitsgemeinschaften Verkehrsrecht, 
Strafrecht, Anwaltsmanagement und 
Mediation des Deutschen Anwaltver-

eins, Mitglied bei „Christen in der Wirt-
schaft“, Mitglied im Blauen Kreuz
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Schadenregulierung – Wann muss 
die Kfz-Haftpflichtversicherung 
zahlen?
Nach Verkehrsunfällen entstehen zum Ärger 
des Geschädigten häufig Verzögerungen bei der 
Schadenregulierung.
 
Ein Schadenersatzanspruch des Klägers ist so-
fort nach Schadensentstehung fällig (§ 271 BGB). 
Nach Meinung des OLG Stuttgart ist dem Haft-
pflichtversicherer aber regelmäßig, selbst bei 
einfachen Sachverhalten, eine Bearbeitungszeit 
von einigen Wochen einzuräumen. Im Streitfall 
hatte der Kläger zur Beschleunigung der Scha-
denregulierung einen Monat nach dem Ver-
kehrsunfall Klage eingereicht. (Beschluss vom 
26.04.2010, Az.: 3 W 15/10)

Ein Verzug der Haftpflichtversicherung sei nicht 
anzunehmen gewesen, so das OLG Stuttgart. 
Dem Haftpflichtversicherer sei selbst bei durch-
schnittlichen Verkehrsunfallsachen ein Prü-
fungszeitraum von 4– 6 Wochen zuzubilligen. 
Daher sei eine Mindestfrist von vier Wochen ab-
zuwarten, zumal Reparaturwerkstätten nicht auf 
sofortiger Zahlung bestünden, wenn die Repara-
tur über eine Versicherung abgerechnet würde.

Die Entscheidung des OLG Stuttgart überzeugt 
nicht, soweit argumentiert wird, dass Repara-
turwerkstätten nicht auf sofortiger Zahlung 
bestünden, wenn die Reparatur über eine Ver-
sicherung abgerechnet würde. Dies trifft regel-
mäßig nur dann zu, wenn eine Reparaturkosten-
übernahmeerklärung durch den Versicherer vor-
liegt oder Vertrauen in die Zahlungsfähigkeit des  
Auftraggebers besteht. Im Übrigen kann nicht 
von einer Reparaturwerkstatt verlangt werden, 
dass diese stets für den Versicherer die Unfallre-
paratur kostenintensiv vorfinanziert.

Die Praxis zeigt, dass es einem Haftpflichtversi-
cherer durchaus gelingt, einen Unfallschaden in  
1 oder 2 Wochen bei einfach gelagerten Fällen 
und klarer Haftungslage zu regulieren. Jedoch 
ist sein Interesse daran beschränkt, da es vo-
raussetzt, ausreichend Personal zur Bearbeitung 
vorzuhalten und Geld früher zur Verfügung zu 
stellen. Um das entsprechende Interesse des 
Versicherers zu wecken, ist es darum erforder-
lich, ihm aufzuzeigen, dass eine längere Regu-
lierungszeit deutlich teurer wird. 

So verlangt die Rechtsprechung zwar, dass der 
Geschädigte seinen Schaden vorfinanziert, die 
damit verbundenen Kosten, wie z. B. den Hö-
herstufungsschaden einer zur Vorfinanzierung 
in Anspruch genommenen Kaskoversicherung  
oder den Zinsschaden eines Finanzierungskre-
dites, muss aber der Versicherer übernehmen. 
Der Versicherer muss nur sofort darüber infor-
miert werden, damit ihm Möglichkeiten zur Ver-
meidung dieser Mehrkosten durch eine schnel-
le Regulierung eingeräumt werden. Dies führt 
dann sehr häufig dazu, dass eine schnelle Regu-
lierung bis zum Reparaturende plötzlich mög-
lich ist.

Im Übrigen sollte nie vergessen werden, auch 
kleinere Schadenspositionen wie Fälligkeitszin-
sen zu beziffern.

Selbstverständlich muss aber auch auf Geschä-
digtenseite dafür gesorgt werden, dass schnell 
und vollumfänglich der Schaden beziffert wird. 
Damit hier erhebliche Verzögerungen vermie-
den werden, nutzt unsere Kanzlei die Vorteile der  
digitalen Kommunikation. 

Von Rechtsanwalt 
Christian Janeczek

Eine alltägliche wie ärgerliche Situation stellt 
sich dar, wenn man abends nach Haus kommt 
und der eigene Stellplatz durch einen Fremden 
zugeparkt ist. Doch was nun tun? 

Als erstes könnte man auf die Idee kommen, 
sich dann vor diesen zu stellen und diesen zuzu-
parken. Das kann jedoch teuer werden. Das ab-
sichtliche Zuparken eines anderen Fahrzeuges 
erfüllt nämlich den Tatbestand der Nötigung. Ein 
halbes bis ein Monatsnettogehalt und 7 Punkte 
in Flensburg können fällig werden. 

Eine weitere Idee könnte sein, das Fahrzeug im 
eigenen Auftrag abschleppen zu lassen. Das hat 
jedoch zur Folge, dass man zunächst selbst in 
Vorleistung treten muss und sich dann das Geld 
bei dem Anderen zurück holen muss. Dumm nur, 
wenn dieser kein Geld hat. Dann bleibt man auf 
den eigenen Kosten sitzen. 

Man kann natürlich auch den Fahrer des an-
deren Fahrzeuges abmahnen und auch ge-
richtlich dazu auffordern, eine strafbewehrte  

Unterlassungserklärung abzugeben, wenn er 
dazu außergerichtlich nicht bereit ist. Das Pro-
blem nur dabei ist, dass die eigenen (Anwalts-)
Kosten und die Gerichtskosten zunächst ver-
auslagt werden müssen und auch im Erfolgs-
fall nicht durchgesetzt werden könnten, wenn 
der andere vermögenslos ist. 

Schließlich bleibt noch der Ruf der Polizei.  
Befindet sich der Stellplatz im öffentlichen  
Straßenverkehr, wozu auch Privatflächen gehö-
ren können, wenn sie sich z. B. direkt an einer 
Straße befinden, muss die Polizei tätig werden. 
Ist dies nicht der Fall, sind die Handlungsalterna-
tiven eingeschränkt. Hier bleibt nur, den Stellplatz  
z. B. durch einen Riegel oder Poller zu verschlie-
ßen aber den „Falschparker“ anzusprechen und 
an seine Vernunft zu appellieren. Gewarnt wer-
den muss jedoch vor jeglicher Form der Selbst-
justiz, wie z. B. Zuparken!

Barfuß, mit Flip Flops oder High-Heels – im Som-
mer ist manchem so jedes Mittel recht, um sich 
bei brütender Hitze ein wenig Luft zu verschaf-
fen. Doch ist es erlaubt barfuß oder mit Flip 
Flops, High-Heels und weiteren Varianten som-
merlicher Fußbekleidung wie Clogs, Sandaletten 
und Holzpantinen Auto zu fahren? Gibt es Nor-
men für autopedaltaugliche Schuhe? Und ist das 
Barfußfahren eine Ordnungswidrigkeit, die ein 
Bußgeld im Rahmen des Bußgeldkatalogs 2010 
zur Folge haben kann?

In den deutschen Verkehrsgesetzen findet sich 
kein Verbot, barfuß Auto zu fahren! Woher 
kommt nun aber der weit verbreitete Irrglaube, 
barfuß Autofahren sei verboten? 

Dies geht wohl auf die Vorschrift § 209 Abs.1 Nr.1:
„Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig einer Unfallverhütungsvorschrift nach 
§ 15 Abs. 1 oder 2 zuwiderhandelt, soweit sie für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese Buß-
geldvorschrift verweist“, 15 Abs.1 SGB VII: 

Darf man barfuß Autofahren?

Was tun, wenn der eigene Stellplatz 
zugeparkt wird?
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„Die Unfallversicherungsträger können unter 
Mitwirkung der Deutschen Gesetzlichen Unfall-
versicherung e. V. als autonomes Recht Unfall-
verhütungsvorschriften über Maßnahmen zur 
Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufskrank-
heiten und arbeitsbedingten Gesundheitsge-
fahren oder für eine wirksame Erste Hilfe erlas-
sen, soweit dies zur Prävention geeignet und 
erforderlich ist und staatliche Arbeitsschutz-
vorschriften hierüber keine Regelung treffen; in 
diesem Rahmen können Unfallverhütungsvor-
schriften erlassen werden über Einrichtungen, 
Anordnungen und Maßnahmen, welche die Un-
ternehmer zur Verhütung von Arbeitsunfällen, 
Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Ge-
sundheitsgefahren zu treffen haben, sowie die 
Form der Übertragung dieser Aufgaben auf an-
dere Personen“, in Verbindung mit § 44 Abs. 2 
der Unfallverhütungsvorschrift für Berufsfahrer 
zurück, wo es heißt:
„Der Fahrzeugführer muss zum sicheren Führen 
des Fahrzeuges den Fuß umschließendes Schuh-
werk tragen.“

Die Unfallverhütungsvorschrift betrifft jedoch 
nur Arbeitnehmer in ihrem Dienstverhältnis und 
somit kein privates Fahren.

Das OLG Bamberg hat 2006 entschieden, dass 
barfuß Autofahren keine Ordnungswidrigkeit ist. 
Das Fahren ohne bzw. ohne geeignetes Schuh-
werk ist jedenfalls bei privatem Fahren derzeit    
weder nach § 23 Abs. 1 Satz 2 StVO:

„Er muss dafür sorgen, dass das Fahrzeug, der 
Zug, das Gespann sowie die Ladung und die Be-
setzung vorschriftsmäßig sind und dass die Ver-
kehrssicherheit des Fahrzeugs durch die Ladung 
oder die Besetzung nicht leidet.“ noch nach an-
derweitigen Vorschriften des Straßenverkehrs-
rechts bußgeldbewehrt. 

Soweit § 23 Abs. 1 Satz 2 StVO (siehe vorheriger 
Absatz) dem Fahrzeugführer die Verantwortlich-
keit für die „Besetzung“ des Fahrzeugs auferlegt, 
können damit nur Personen gemeint sein, die 
sich außer dem Fahrer noch im Fahrzeug befin-
den. Eigenes, die Verkehrssicherheit beeinträch-
tigende Verhalten des Fahrers, das sich weder 
auf die Ladung noch auf die Besetzung des ge-
führten Fahrzeugs bezieht, wird von § 23 Abs. 1 
Satz 2 StVO damit gerade nicht umfasst.

Mit welchen Konsequenzen muss man rechnen, 
wenn man in einen Autounfall verwickelt wurde 
und barfuß gefahren ist?

Wird beispielsweise durch eine Fehlbedienung 
der Pedalen oder durch ein Abrutschen des 
Fußes vom Pedal – ein Dritter geschädigt, ge-
fährdet oder auch nur belästigt § 1 Abs. 2 StVO:    
„Jeder Verkehrsteilnehmer hat sich so zu verhal-
ten, daß kein Anderer geschädigt, gefährdet oder 
mehr, als nach den Umständen unvermeidbar, 
behindert oder belästigt wird.“, kann der Fahr-
zeugführer auch strafrechtlich oder bußgeld-
rechtlich verantwortlich sein.
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Fast jedem Verkehrsteilnehmer ist es schon ein-
mal passiert: Man war in Eile oder in Gedanken 
und dann hat es geblitzt. Was nun? Man erin-
nert sich: „Ein Bekannter vom Bekannten mein-
te doch, dass diese Geschichten nach drei Mona-
ten verjähren und dass man mit gewissen Tricks 
das Verfahren bis zur Verjährung herauszögern 
kann. Dann wäre ein Bußgeld oder ein Fahrver-
bot hinfällig, also verjährt.“ Doch Vorsicht ist ge-
boten. Im Folgenden soll ein Überblick über die 
Verfolgungs- und Vollstreckungsverjährung im 
Verkehrsordnungswidrigkeitenrecht gegeben 
werden.

Die Verfolgungsverjährung
Im deutschen Recht gibt es verschiedene Ver-
jährungstatbestände. So u. a. § 31 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten (OwiG). Demnach 
werden durch die Verjährung die Verfolgung von 
Ordnungswidrigkeiten und die Anordnung von 
Nebenfolgen ausgeschlossen. Der Betroffene 
kann wegen einer begangenen Ordnungswid-
rigkeit daher nach der Verjährung nicht mehr 
belangt werden. Bei Verjährung muss die Be-
hörde das Verfahren einstellen und die Kosten 
des Verfahrens der Staatskasse auferlegen. Denn 
die Verjährung ist ein Verfahrenshindernis, das 
der Durchführung eines Ordnungswidrigkeiten-
verfahrens entgegensteht. Allerdings muss der  

Betroffene seine notwendigen Auslagen – dazu 
gehören auch die Anwaltsgebühren – in der Re-
gel selbst tragen. Hat er eine entsprechende 
Rechtsschutzversicherung, so kann auch diese 
die Kosten übernehmen, wenn Deckungszusa-
ge erteilt wurde.

Nach § 26 Abs. 3 StVG beträgt die Frist der Ver-
folgungsverjährung bei Ordnungswidrigkeiten 
nach § 24 StVG drei Monate, solange wegen der 
Handlung weder ein Bußgeldbescheid ergangen 
noch öffentliche Klage erhoben ist, danach sechs 
Monate. 

Die Verjährungsfrist beginnt mit der Beendi-
gung der Tathandlung zu laufen. Dies entspricht  
meist dem Tag der Tatbegehung. Die Verfol-
gungsverjährung tritt mit Ablauf desjenigen  
Tages des letzten Monats ein, welcher dem Tage 
vorhergeht, der durch seine Zahl dem Anfangstag 
der Frist entspricht. War daher die Tatbegehung 
am 20.07.2010, so endet die Verfolgungsfrist am  
19.10.2010 um 24.00 Uhr. Dies gilt aber nur, wenn 
keine Unterbrechung der Verjährung stattfand.

Die Verjährungsunterbrechung
Die Verfolgungsverjährung kann nach § 33 
OwiG durch verschiedene Handlungen unter-
brochen werden. Nach jeder Unterbrechung 
beginnt die Verjährung nach § 26 Abs. 3 S. 1 
StVG für drei Monate dann von Neuem an 
zu laufen. Daher ist zu beachten, dass, selbst  
wenn zwischen einer Tat und dem Zugang 
des Anhörungsbogens bei dem Betroffenen 
mehr als drei Monate vergangen sind, die 
Tat nicht zwangsläufig verjährt ist. Derartige 
Handlungen mit verjährungsunterbrechender 
Wirkung können die Vernehmung des Betrof-
fenen, die Bekanntgabe der Einleitung eines 
Ermittlungsverfahrens oder eine Anhörung 
des Betroffenen sein.

Die Verjährung bei 
Verkehrsordnungswidrigkeiten

Von Referendarin
Arlette Henke



Bereits der Ausdruck eines EDV-Anhörungsbo-
gens hat diese Wirkung inne. Sogar wenn der 
Bogen dem Betroffenen erst sehr spät oder gar  
nicht zugeht. Ein Bestreiten des Zugangs ist 
entgegen der weit verbreiteten Ansicht daher 
zwecklos. Auch weitere behördeninterne Vor-
gänge, von denen der Betroffene keine Kennt-
nis hat, können zu einer Unterbrechung führen.

Die verschiedenen Unterbrechungsmöglich-
keiten stehen aber derart im Verhältnis, dass eine 
Verjährungsunterbrechung nach § 33 OwiG nur 
wegen einer Handlung erfolgen kann. Mehrma-
lige Unterbrechungen sind hingegen möglich.
Sie sind grundsätzlich formfrei, wenn sich aus 
deren Besonderheiten nicht die Schriftform 
(Bußgeldbescheid, Anhörungsbogen) ergibt. 
Die unterbrechend wirkende Handlung muss 
jedoch in der Verfahrensakte vermerkt sein, da-
mit Rechtsmissbrauch und Willkür der Behörde 
vermieden wird und damit Rechtsklarheit ge-
währt werden kann. Dies ist auch dem Beweis 
zugänglich.

In oben benannter Situation wird in der Pra-
xis meist eine Unterbrechung durch den Erlass 
eines Bußgeldbescheides erlangt, § 33 Abs. 1 Nr. 
9 OwiG. Er unterbricht die Verjährung, wenn er 
binnen zwei Wochen zugestellt wird, ansonsten 
auch lediglich durch die Zustellung.

Die Zustellung ist die Bekanntgabe eines Doku-
ments an eine Person, dem Betroffenen, der die 

Ordnungswidrigkeit begangen hat, in der in die-
sem Titel bestimmten Form. Die Übergabe kann 
an jedem Ort erfolgen, an dem die Person ange-
troffen wird. Sie kann aber auch im Wege der Er-
satzzustellung wirksam sein. Dabei wird die Zu-
stellung an Familienangehörige, Mitbewohner, 
etc. die in seiner Wohnung angetroffen werden, 
vorgenommen, vgl. §§ 166 ff. ZPO. Auch die Zu-
stellung an einen bevollmächtigten Rechtsan-
walt ist möglich.

Die Zustellung erfolgt meist durch Übergabe des 
Schriftstückes mit Postzustellungsurkunde. Da-
bei bedient die Behörde sich der Deutschen Post 
AG. Wird der Bußgeldbescheid innerhalb von 2 
Wochen nach seinem Erlass zugestellt, so wirkt 
die Verjährungsunterbrechung auf den Tag des 
Erlasses des Bescheides zurück. Wird erst nach 
Ablauf dieser zwei Wochen zugestellt, so gilt der 
Tag der Zustellung als Unterbrechungsbeginn. 
Eine Verfolgungsverjährung tritt bei den ver-
kehrsrechtlichen Ordnungswidrigkeiten jedoch 
spätestens nach 2 Jahren nach Beginn der ersten 
Verjährungsfrist ein. 

Eine Unterbrechung wirkt nach § 33 Abs. 4 S. 1 
OwiG zudem immer nur gegenüber demjenigen, 
auf den sich die unterbrechend wirkende Hand-
lung bezieht. Wird daher gegen den Halter er-
mittelt, unterbricht dies nicht die Verfolgungs-
verjährung gegenüber dem tatsächlichen Fahrer. 
Daher kann zwar grundsätzlich durch die Verzö-
gerung des Verfahrens mittels Einspruch gegen 
den an ihn selbst gerichteten Bußgeldbescheid 
oder den allgemeinen Anhörungsbogen zum 
Fahrer der Halter den tatsächlichen Fahrer schüt-
zen, jedoch birgt dies immer die Gefahr der An-
ordnung des Führens eines Fahrtenbuches nach 
§ 31 a StVZO in sich. Dies sollte daher stets be-
dacht werden. Die Anordnung zur Führung eines 
Fahrtenbuches ergibt sich aus dem Verstoß des 
Halters aus seiner sofortigen Mitwirkungspflicht 
bei der Feststellung des tatsächlichen Fahrers, 
damit dieser für die Ordnungswidrigkeit heran-
gezogen werden kann.

Unterbrechungshandlungen können des Wei-
teren nur in besonderen Ausnahmefällen als 
unnötig oder unzweckmäßig angezweifelt wer-
den. Dies kann zum Beispiel in Betracht kom-
men, wenn die Behörde willkürlich und/oder 
rechtsmissbräuchlich handelte. Die Folge dessen 
ist, dass keine wirksame Verjährungsunterbre-
chung stattfand. Besondere Ausnahmefälle in 
diesem Zusammenhang sind durch Rechtspre-
chung geregelt.

Die Zusendung eines Anhörungsbogen kann 
ebenso zur Unterbrechung als Bekanntgabe der 
Einleitung eines Ermittlungsverfahrens führen. 
Jedoch nur, wenn dieser einen konkreten Ord-
nungswidrigkeitenvorwurf beinhaltet, der sich 
zudem gegen den Empfänger als Beschuldigten 
richtet. Ihm gegenüber ist die Verfolgungsver-
jährung dann unterbrochen, wenn die Ermitt-
lungen gegen ihn geführt werden. Gegen den, 
der den Verstoß tatsächlich begangen hat, kann 
eine mögliche Verfolgungsverjährungsunterbre-
chung nur bestehen, wenn dieser bekannt ist. 
Dies ist laut Rechtssprechung erst der Fall, wenn 
dessen Personalien ermittelt worden. Ein vor-
handenes Foto des Täters durch die Geschwin-
digkeitsmessanlage reicht dagegen nicht aus. 

Die Vollstreckungsverjährung
Diese regelt, in welchem Zeitraum eine rechts-
kräftig angeordnete Rechtsfolge wegen einer 
Ordnungswidrigkeit vollstreckt werden kann. 
So zum Beispiel das festgesetzte Bußgeld. Bei 
einer Geldbuße von bis zu 1000,00  beträgt 
diese Verjährung 3 Jahre; bei mehr als 1000,00  
beträgt sie 5 Jahre.

Die Vollstreckungsverjährung beginnt mit der 
Rechtskraft der Entscheidung, vgl. § 34 Abs. 4 
OwiG. Wurde z. B. ein Bußgeldbescheid zuge-
stellt, so tritt zwei Wochen nach der Zustel-
lung die Rechtskraft ein, wenn bis dato kein Ein-
spruch gegen diesen eingelegt wurde. Dies er-
gibt sich aber auch immer aus der beigefügten 
Rechtsmittelbelehrung.

Tritt die Vollstreckungsverjährung ein, darf kei-
ne Geldbuße mehr vollstreckt werden. Alle in Be-
tracht kommenden Vollstreckungshandlungen 
sind ab der Verjährung unzulässig und unbe-
achtlich. Wird in einer Art und Weise vollstreckt, 
kann der Betroffene sich gegen die erfolgte Voll-
streckung erfolgreich erwehren.

Schlussfolgerung
Wegen der Vielzahl der in Betracht kommen-
den Umstände kann die Frage, ob eine Verfol-
gungsverjährung eingetreten ist, nur ausrei-
chend durch Einholung der Ermittlungsakte ge-
klärt werden.

Ein vom Betroffenen bestellter Verteidiger hat 
grundsätzlich Anspruch auf Akteneinsicht und 
verfügt über die erforderlichen fachspezifischen 
Kenntnisse zum Gesetz und der bestehenden 
umfassenden Rechtsprechung, um eine in Be-
tracht kommende Verjährung zu prüfen.

Im Ordnungswidrigeiten- und Strafrecht ist die 
Verjährung – anders als im Zivilrecht – von der 
Behörde/dem Gericht von Amts wegen zu prü-
fen. Daher muss der Betroffene sich nicht auf di-
ese berufen. Jedoch wird dies auf Grund der um-
fassenden Regelungen oftmals schnell überse-
hen. Es ist daher immer ratsam, eine mögliche 
Verjährung ausreichend zu prüfen. 

durchblick 02-2010
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Probleme in der Kaskoversicherung

Von Rechtsanwalt 
Patrick Roth

Die Kaskoversicherung wird für Unfälle abge-
schlossen, bei denen das eigene Fahrzeug ge-
schädigt wurde und kein Schädiger vorhanden 
ist, der vollständig oder teilweise den Schaden 
auszugleichen hat. Der Versicherer hat jedoch 
nur dann eine Leistung zu erbringen, wenn der 
Unfall nicht grob fahrlässig herbeigeführt wurde. 
Grobe Fahrlässigkeit „ja“ oder „nein“ war Kern-
frage bei einem Fall, den das AG Würzburg zu 
entscheiden hatte, nämlich: Liegt grobe Fahr-
lässigkeit durch Liegenlassen von Kfz-Schlüs-
seln vor?

„Wer die Schlüssel zu einem ihm überlassenen 
Kraftfahrzeug in seiner Privatwohnung offen 
liegen lässt, handelt nicht grob fahrlässig“ ent-
schied das Amtsgericht Würzburg. 

Zum Sachverhalt:
Der Kläger war am 25.10.2007 Kaskoversi-
cherer des Pkw Mercedes, Beklagte war Frau M.  
Frau M wollte einen Mercedes kaufen und 
wandte sich an Frau D. Zum Zweck des Ver-
kaufs brachte Frau D am 19.10.2008 den Pkw 
vor das Anwesen der Frau M in Würzburg und 
händigte der Beklagten M die Fahrzeugpapiere 
und den Schlüssel des Fahrzeugs aus. Beides 
wurde auf den Esstisch der Wohnung gelegt. 
Am Abend des 24. 10. 2008 nahm Herr B, wel-
cher sich auch in dem Anwesen aufhielt, die 
auf dem Tisch liegenden Fahrzeugschlüssel an 
sich und unternahm eine Fahrt. Im Laufe des 

Abends konsumierte B erhebliche Mengen Alko-
hol. Gegen 0:00 Uhr wollte eine Polizeistreife den 
von Herrn B geführten Pkw Mercedes kontrollie-
ren. B, der nicht in Besitz einer gültigen Fahrer-
laubnis war und der eine BAK von 1,92 Promil-
le aufwies, versuchte der Polizeikontrolle durch 
Flucht mit dem Fahrzeug zu entgehen. Die Polizei-
streife nahm die Verfolgung auf. Die Verfolgungs-
fahrt endete schließlich an der Ortseinfahrt von 
W mit einem Totalschaden des Pkw Mercedes. 
Der Kläger (Kaskoversicherer) behauptet, dass die 
Beklagte sich grob fahrlässig verhalten habe, in-
dem sie die Fahrzeugschlüssel sowie Fahrzeugpa-
piere auf dem Esstisch der Wohnung hat liegen 
lassen, und wollte nicht für den Fahrzeugscha-
den einstehen.

Das Amtsgericht hat ausgeführt:
Grobe Fahrlässigkeit liegt vor, wenn die  
verkehrserforderliche Sorgfalt in besonders 
schwerem Maße verletzt wird, schon einfach-
ste, ganz nahe liegende Überlegungen nicht an-
gestellt werden und dass nicht beachtetet wird, 
was im gegebenen Fall jedem einleuchten mus-
ste. Das Liegenlassen der Fahrzeugschlüssel auf 
dem Esszimmertisch eines Privatanwesens stellt 
keine grobe Fahrlässigkeit dar. Nach dem Sach-
vortrag des Klägers hat der Unfallverursacher 
erst erheblich Alkohol konsumiert, als er mit dem 
Fahrzeug bereits unterwegs war. Dafür, dass es 
sich für die Beklagte M aufdrängen musste, dass 
Herr B die Fahrzeugschlüssel an sich nehmen und 
eine Trunkenheitsfahrt vornehmen würde, gibt es 
keine Anhaltspunkte. Bei Herrn B handelt es sich 
um einen Erwachsenen. Umstände, woraus sich 
der zwingende Schluss ergeben würde, dass Herr 
B eine Trunkenheitsfahrt unternehmen würde, 
waren nicht ersichtlich.

In diesem Fall hatte der Versicherungsnehmer 
die Leistung erhalten, die Schäden an dem Fahr-
zeug musste der Versicherer erbringen. Aber Vor-
sicht! Dies ist nicht immer so. Der Fall ist nicht mit  

jenen Fällen vergleichbar, in denen jemand in ei-
ner öffentlichen Gaststätte, Kneipe oder Disko-
thek in einer Jacke oder einem Mantel oder auf 
dem Tisch die Fahrzeugschlüssel unbeaufsich-
tigt verstaut hat oder liegen lässt und diese Fahr-
zeugschlüssel dann entwendet werden. In dem  
vorliegenden Fall lag keine öffentliche Gaststät-
te oder Diskothek, sondern ein Privatanwesen 
vor. In einem Privatanwesen muss man nicht da-
mit rechnen, dass es dort zu Diebstählen kommt. 
Anders ist dies bei einer öffentlichen Gaststät-
te, Kneipe oder Discothek etc. Dort wird davon 
ausgegangen, dass man mit einer Entwendung 
rechnen muss und deshalb besondere Schutz-

vorkehrungen treffen muss, damit Dritte nicht 
einen Schlüssel an sich nehmen und benutzen 
können. Diese Fälle kommen zahlenmäßig in 
der Praxis deutlich häufiger vor. In diesen Fällen 
geht der Versicherer sodann meist zu Recht von  
grober Fahrlässigkeit aus. Bei der Bewertung,  
ob grobe Fahrlässigkeit vorliegt und damit der 
Versicherer Leistung zu Recht verweigert oder 
nicht, ist immer auf den Einzelfall abzustellen. 
Wenn der Versicherer mithin nur behauptet, 
es läge grobe Fahrlässigkeit vor, kann, muss er 
damit aber nicht Recht haben. Dies zu über-
prüfen lohnt sich, wie mit vorliegendem Fall 
geschildert.

Unfall im Ausland
Gerade in der Urlaubszeit verunfallen deutsche 
Touristen häufig im Ausland. Ist die Haftung zu-
gunsten des Deutschen Verkehrsteilnehmers ge-
klärt, stellt sich häufig die Frage nach der Höhe 
des Anspruches. 

In den meisten europäischen Ländern ist der Um-
fang des Schadensersatzes deutlich geringer als 
hierzulande. Schadenspositionen wie Nutzungs-
ausfallschaden sind häufig unbekannt und Er-
satzansprüche auf Wertminderung, Reparaturko-
sten oder Unkostenpauschale deutlich geringer. 

Dies führt häufig zu dem Dilemma, dass zwar 
an dem Fahrzeug eine Wertminderung nach 
deutschen Grundsätzen iHv. 1000,00  entstan-

den ist, der Versicherer aber nur die Wertminde-
rung nach tschechischen Marktverhältnissen iHv. 
200,00  reguliert. Dem hat nun das Landgericht 
Dresden (Aktenzeichen 8 S 6/07 vom 23.06.2010) 
einen Riegel vorgeschoben. Zwar richtet sich die  
Regulierung eines Unfalles grds. nach dem Recht, 
welches am Tatort gilt, jedoch bemisst sich die 
Schadenhöhe danach, welchen Schaden der kon-
kret Verletzte tatsächlich erleidet. 

Kennt das Rechtssystem am Unfallort also eine 
bestimmte Schadensposition, bemisst sich die 
Höhe nach den deutschen Marktverhältnissen. 
Bei einem Unfall in Tschechien bedeutet dies, 
dass die Wertminderung also vollumfänglich er-
setzt begehrt werden kann.

Von Rechtsanwalt 
Christian Janeczek
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Unfallschaden – fiktive Abrechnung
Der schuldlos Geschädigte eines Verkehrsunfalls 
hat bekannterweise grundsätzlich das Wahl-
recht, entweder sein beschädigtes Fahrzeug re-
parieren zu lassen und die Reparaturrechnung 
bei der Haftpflichtversicherung des Gegners 
zur Begleichung einzureichen oder auf der Ba-
sis eines Sachverständigengutachtens fiktiv 
abzurechnen. 

Rechnet er fiktiv ab, kann er jedoch dabei nach 
dem seit dem 1. August 2002 geltenden § 249 
Abs. 2 Satz 2 BGB keine Mehrwertsteuer mehr 
ersetzt verlangen. Für eine fiktive Abrechnung 
kann es dabei die unterschiedlichsten Motivati-
onen geben. Beispielsweise kann der Geschädigte 
das Fahrzeug überhaupt nicht reparieren lassen, 
sondern es im beschädigten Zustand weiternut-
zen. Einzige Voraussetzung hierfür ist dann die 
Verkehrssicherheit des Fahrzeuges. 

Vielleicht will er aber auch das beschädigte Fahr-
zeug im beschädigten Zustand verkaufen, um 
sich sodann ein anderes oder neues Fahrzeug 
zu kaufen. Falls der Geschädigte technisch be-
gabt ist, kann er das Fahrzeug auch in Eigenre-
gie reparieren. 

Er kann das Auto aber auch in einer preisgün-
stigen Werkstatt billiger reparieren lassen oder 
auch eine sogenannte Teil- oder Notreparatur 
durchführen, z. B. durch Freunde. Man bezeich-
net dieses Wahlrecht als den Grundsatz der 
Dispositionsfreiheit. 

Der Bundesgerichtshof hat seit dem Jahre 1976 
festgeschrieben und immer wieder bestätigt, 
dass der Geschädigte als Folge dieser Disposi-
tionsfreiheit grundsätzlich immer zur fiktiven 
Schadensabrechnung berechtigt ist. Allerdings 
kommt es bei der Abrechnung auf Gutachten-
basis regelmäßig zu meist unberechtigten Kür-
zungen durch die Haftpflichtversicherungen der 
Schädiger. 

Zu dieser Frage hat der Bundesgerichtshof in sei-
nem sogenannten „Porsche-Urteil“ vom 29. April 
2003 (VI ZR 398/02) grundsätzlich entschieden, 
dass der Geschädigte Anspruch auf die Stunden-
verrechnungssätze einer markengebundenen 
Vertragswerkstatt hat und sich nicht darauf 
verweisen lassen muss, seinen Schaden auf der 
Grundlage „mittlerer ortsüblicher“ Stundenver-
rechnungssätze abzurechnen. Hier wurden und 
werden nämlich von den Versicherern häufig 
die Stundenverrechnungssätze anderer Werk-
stätten, wie z. B. reiner Karosseriewerkstätten 
bis hin zu „Hinterhof-Werkstätten“ als Bemes-
sungsmaßstab zugrunde gelegt. Die einzige Ein-
schränkung, die der Bundesgerichtshof insoweit 
macht, ist die Möglichkeit des Verweises auf eine 
günstigere Reparaturmöglichkeit in einer mühe-
los und ohne weiteres zugänglichen, freien Fach-
werkstatt durch den Schädiger. 

Wann und unter welchen Bedingungen sich der 
Geschädigte auf eine solche Verweisung einlas-
sen muss, ist nunmehr durch ein neuerliches Ur-
teil des BGH vom 20. Oktober 2009 (VI ZR 53/09) 
konkretisiert worden. Danach muss sich der Ge-
schädigte grundsätzlich nicht verweisen lassen, 
wenn sein Fahrzeug zum Unfallzeitpunkt noch 
nicht älter als 3 Jahre war. Ist es älter als 3 Jahre, 
muss sich der Geschädigte auch dann nicht ver-
weisen lassen, wenn er darlegen und beweisen 

Von Rechtsanwalt 
Lutz Schrottky

kann, dass er sein Fahrzeug stets in einer mar-
kengebundenen Fachwerkstatt hat reparieren 
und warten lassen. Aber auch wenn keiner die-
ser beiden Punkte erfüllt ist, muss sich der Ge-
schädigte nicht automatisch auf die niedrigeren 
Stundensätze verweisen lassen. Der Versicherer 
muss dann nämlich noch den Nachweis erbrin-
gen, dass die Reparatur in der von ihm benann-
ten alternativen Werkstatt einer Reparatur in ei-
ner markengebundenen Fachwerkstatt gleich-
wertig ist und die von ihm benannte Werkstatt 
dem Geschädigten ohne weiteres und mühelos 
zugänglich ist. 

Zu diesen Fragen hat es im Jahre 2010 schon ei-
nige Urteile von Amts- und Landgerichten gege-
ben. So hat das Amtsgericht Hagen in einem Ur-
teil vom 11. Januar 2010 (19 C 477/09) entschieden, 
dass der Geschädigte sich nicht an eine marken-
freie Werkstatt verweisen zu lassen braucht, 
wenn diese Werkstatt mit dem Haftpflichtversi-
cherer des Schädigers Sonderkonditionen verein-
bart hat. Im konkreten Fall hatte hier die Versiche-
rung auf der Basis von Stundensätzen abgerech-
net, die nur für diejenigen Reparaturen galten, die 
die Haftpflichtversicherung der Werkstatt selbst 
vermittelt hatte. Diese entsprachen natürlich 
nicht den sogenannten Markenwerkstattkosten. 

Das Landgericht Osnabrück hat am 09. Februar 
2010 (3 S 276/09) entschieden, dass ein Geschä-
digter die Verweisung an eine bestimmte Werk-
statt nicht zu akzeptieren braucht, wenn sich he-
rausstellt, dass diese in verschiedener Hinsicht 
einer markengebundenen Fachwerkstatt nicht 
gleichwertig erscheint. In dem hier entschiedenen 
Fall hatte sich in der Beweisaufnahme gezeigt, 
dass in dieser Werkstatt eher selten im Compu-
ter nachgeschaut werde, ob es Richtlinien des 
Herstellers für die Reparatur gäbe. Weiterhin war 
die benannte Werkstatt nicht in der Lage, über-
haupt Lackierarbeiten durchzuführen, sondern 
musste diese sämtlich an eine andere Werkstatt 
vergeben. Schließlich hatte es in der Werkstatt 
keine Richtbank gegeben. Eine Gleichwertigkeit  

mit einer markengebundenen Fachwerkstatt war 
daher natürlich nicht gegeben. 

Ebenfalls im Februar 2010 hat das Amtsgericht 
Langenfeld (Urt. v. 17.02.2010 – 25 C 88/09) ent-
schieden, dass sich der Geschädigte dann nicht 
verweisen lassen muss, wenn die vom Versiche-
rer benannte Werkstatt nicht vor Ort und damit 
nicht ohne weiteres erreichbar ist. 

Im Mai 2010 hat das Amtsgericht Nürnberg  
(Urt. v. 03.05.2010 – 12 C 716/10) entschieden, dass 
der Halter eines in diesem Falle sogar 13 Jahre al-
ten Pkw sich bei seiner fiktiven Abrechnung nicht 
auf die Stundensätze einer freien Fachwerkstatt 
verweisen lassen musste, da er nachweisen konn-
te, dass er sein Fahrzeug über all die Jahre grund-
sätzlich in der Markenwerkstatt hat warten und 
reparieren lassen. 

In einem weiteren Urteil hat das Amtsgericht 
Hamburg-Wandsbek (Urt. v. 22.03.2010 – 7160 
C 450/09) entschieden, dass es grundsätzlich 
die Sache des Schädigers bzw. der hinter ihm 
stehenden Kfz-Haftpflichtversicherung ist, die  
Gleichwertigkeit der von ihm benannten Werk-
statt darzulegen und im Zweifel zu beweisen.  
Damit der – in der Regel nicht fachkundige -  
Geschädigte abwägen kann, ob er der ihm ge-
nannten, nicht markengebundenen Fachwerk-
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statt einen ebenso großen Vertrauensvorsprung 
entgegenbringen kann, obwohl sie zu einem ge-
ringeren Stundenlohn arbeitet und ihm von der 
Seite des Schädigers genannt wird, müssen ihm 
jedenfalls die entscheidenden Informationen 
übersichtlich und konkret unter Angabe der we-
sentlichen Belege mitgeteilt werden. Hierbei ist 
zu verlangen, dass die Ausstattung der Werkstatt, 
die Herkunft der Ersatzteile, die Qualifikation der 
Mitarbeiter, ggf. vorhandene Qualitätszertifikate 
sowie die gewährten Garantien im Einzelnen 
dem Geschädigten mitgeteilt werden.

Aus alledem wird deutlich, dass es dem Geschä-
digten ohne die Hilfe eines verkehrsrechtlich spe-
zialisierten Rechtsanwaltes kaum möglich sein 
wird, im Falle einer fiktiven Abrechnung seine 

Rechte in vollem Umfang gegenüber der Versi-
cherung des Schädigers durchzusetzen. Zu be-
denken ist hierbei, dass die Versicherer über hohe 
Manpower verfügen, das heißt, dass spezialisier-
te Schadenssachbearbeiter und Versicherungsju-
risten, die mit den Details der Schadensabrech-
nung bestens vertraut sind, die Interessen der 
Versicherer verteidigen und entsprechende  
Abrechnungen vornehmen. Um hier nicht gleich-
sam „über den Tisch gezogen“ zu werden, braucht 
der Geschädigte den Verkehrsanwalt. Eine 
schöne Nebenerscheinung hierbei ist, dass die  
Tätigkeit des Rechtsanwaltes für den Geschä-
digten kostenfrei ist. Im Haftpflichtfall hat nämlich  
der Versicherer des Schädigers auch die Ko-
sten des Rechtsanwaltes des Geschädigten  
zu bezahlen.

Fahrradausflüge
Alle Jahre wieder sieht man in der Sommerzeit 
viele Radfahrer oder zählt selber zu den Radfah-
rern. Doch nicht immer verläuft der Fahrradaus-
flug ohne Zwischenfälle. Im folgenden Beitrag 
sollen typische Konstellationen dargestellt wer-
den und die sich hieraus ergebenden Haftungs-
aspekte  erläutert werden.

1. Sturz im Pulk fahrender Radfahrer
Immer mehr Beliebtheit erfreut sich das organi-
sierte Radfahren, doch die Frage ist, was passiert, 
wenn es zu einer Massenkarambolage bei einer 
geführten Fahrradtour kommt. In der Regel wür-
den dann Schadenersatzansprüche in Betracht 
kommen, zum einen gegen den Veranstalter und 
zum anderen gegen die verursachenden Radfah-
rer. Das Oberlandesgericht Stuttgart hat sich hier-
zu ganz klar positioniert. Dem Fall zugrunde liegt 
folgende Begebenheit: Die Unfallsituation stellte 
sich so dar, dass vor der Geschädigten zwei Fah-
rer gefahren sind. Aus unbekannten Gründen 
stürzten die beiden, sodass die Geschädigte die-
sen nicht mehr ausweichen könnte und ebenfalls 

gestürzt ist. Die Geschädigte verletzte sich dabei 
an der Schulter. Im Verlauf des Verfahrens konn-
te nicht festgestellt werden, was die Ursache des 
Sturzes gewesen sei. Die Geschädigte hatte zu-
nächst behauptet, die Unfallverursacher hätten 
gegenseitig miteinander geblödelt und dadurch 
den Sturz verursacht. Bestätigt werden konnte 
dies nicht, sodass im Ergebnis nur feststand, dass 
die Unfallverursacher nebeneinander gefahren 
sind und zu wenig Seitenabstand eingehalten 
hatten.

Unter diesem Aspekt hat jedoch das Oberlandes-
gericht Stuttgart entschieden, ist eine Haftung 
der beiden Vorausfahrenden nicht gegeben. Hin-
tergrund ist folgender, dass jeder Teilnehmer, der 
an einer derartigen Touristikfahrt teilnimmt, so-
weit er sich mit anderen Radfahren unterwegs zu 
einem Pulk zusammenschließt, einvernehmlich 
die Gefahren in Kauf nimmt, die sich aus dem Fah- 
ren nebeneinander und im weitgehenden Ver-
zicht auf Seitenabstände ergeben. Daher kann 
der Geschädigte nur dann andere Teilnehmer in 

Anspruch nehmen, wenn diesen ein gravierender 
Verstoß gegen die hier zu Grunde liegenden  
Regeln zur Last gelegt werden kann, die in ei-
ner solchen Gruppe gelten und die die Teilneh-
mer stillschweigend miteinander vereinbart ha-
ben. Ein solch vorliegender Verstoß wäre, wenn 
gegenseitig geschubst und behindert worden 
wäre. Ein solcher Nachweis konnte jedoch nicht 
geführt werden, sodass bei typischen Unfällen, 
welche aufgrund der Nichteinhaltung des Seiten-
abstandes entstanden sind, eine Haftung der Vo-
rausfahrenden nicht gegeben ist.

2. Benutzungspflicht eines Radweges
Grundsätzlich besteht für den Fahrradfahrer eine 
Nutzpflicht des vorhandenen Radweges. Diese 
Pflicht ergibt sich aus § 2 StVO. Demnach ist der 
Radfahrer verpflichtet, den neben der Fahrbahn 
verlaufenden Radweg zu nutzen.

Im Falle der Nichtbeachtung des vorhandenen 
Radweges muss sich der Radfahrer, sofern die Po-
lizei dies mitbekommt, auf ein Bußgeld in Höhe 
von 15  einstellen. Problematisch wird es insbe-
sondere dann, wenn es zu einem Unfall kommt. 
In diesem Falle erhöht sich das Bußgeld auf min-
destens 30 . Maßgeblich jedoch ist die Nicht-
benutzung des Radweges insbesondere dann, 
wenn eine streitige Unfallverursachung vorliegt. 
Die Rechtssprechung hat sich hierzu nicht ein-
heitlich positioniert. Die vorwiegende Auffas-
sung geht davon aus, dass dem Radfahrer ein 
Vorfahrtsrecht jedoch auch dann zusteht, wenn 
er den Radweg in falscher Richtung benutzt und 
er deswegen dem aus einer Seiteneinfahrt he-
rausfahrenden Pkw nach wie vor bevorrechtigt 
ist. Jedoch ist auch in die Nichtnutzung des Fahr-
radweges mit einer Haftungsquote am Unfall-
geschehen zu bewerten. In der Regel wird von 
einem Verschuldensbeitrag in Höhe von einem 
Drittel zu Lasten des Radfahrers ausgegangen. 
Dies bedeutet im konkreten Fall, dass der Radfah-
rer zwei Drittel seines Schadens vom Pkw-Fahrer 
erhält, er jedoch umgedreht ein Drittel des Scha-
dens des Pkw-Fahrers ersetzen muss. Im Hinblick 

auf unter Umständen auch höhere Schadenspo-
sitionen empfiehlt sich hierbei der Abschluss ei-
ner privaten Haftpflichtversicherung, welche in 
solchen Fällen eingreift.

Besonderheiten bestehen jedoch dann, wenn 
der Radweg in einem solchen Zustand ist, dass 
ein Befahren nur sehr schwer möglich ist. In der 
Rechtsprechung haben sich folgende Mängel he-
rauskristallisiert, welche es dem Radfahrer unzu-
mutbar erscheinen lassen, den vorhandenen Rad-
weg zu benutzen. Dies sind folgende Aspekte: Es 
gibt eine durchgehend zu geringe Breite für den 
Fahrradfahrer, Baumwurzeln brechen den As-
phalt auf, sodass von mehr aufgebrochenem As-
phalt auszugehen ist, die Bordsteinabsenkung ist 
ungenügend, die Linienführung ist unklar oder 
viel zu spät erkennbar oder der Radweg endet 
für den Autolenker ohne sichtbare Überleitung 
auf die Fahrbahn. Radwege mit solchen Mängeln 
müssen durch den Radfahrer nicht benutzt wer-
den. In diesen Fällen darf der Radfahrer die Stra-
ße benutzen.

Im Ergebnis ist daher festzuhalten, dass sich 
auch die Radfahrer nach den Anforderungen der 
STVO richten müssen. Dieser muss sich so verhal-
ten, dass eine Gefährdung anderer Verkehrsteil-
nehmer ausgeschlossen ist. Aufgrund der gerin-
geren Betriebsgefahr eines Fahrzeuges ist jedoch 
in der Regel von einer Mithaftung des Autofah-
rers auszugehen.

Von Rechtsanwältin
Christin Meinhold
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Wohnungskündigung durch 
Familiengericht
Das Familiengericht Sigmaringen hatte durch 
Beschluss vom 16.09.2008, welcher erst Ende 
2009 veröffentlicht wurde (Az.: 1 F 277/08), die 
fristlose Kündigung an Stelle der Eltern gegenü-
ber dem Vermieter ausgesprochen und den El-
tern die weitere Wohnungsnutzung untersagt, 
da mit dem Verbleib in der gesundheitsgefähr-
denden Wohnung eine Kindeswohlgefährdung 
einhergehe.

Der Entscheidung lag folgender Fall zu Grunde:
Die sozial schwachen Eltern lebten mit insge-
samt drei minderjährigen Kindern in untrag-
baren Wohnverhältnissen. Die Wohnung war 
verschimmelt, sämtliche Abflüsse der Sanitärein-
richtungen verstopft und es drang Wasser durch 
den Hausflur und den Küchenboden in die Woh-
nung ein. Sogar Rattenbefall war möglich. Die El-
tern waren von dieser Situation überfordert und 
viel zu nachlässig, um an den Umständen etwas 
zu ändern. Sie behoben weder die Mängel noch 
kündigten sie die Wohnung und suchten sich eine 
Ersatzwohnung.

Das Amtsgericht Sigmaringen ersetzte daraufhin 
die von den Eltern gebotene, aber unterlassene 
fristlose Kündigungserklärung als einseitige Wil-
lenserklärung und kündigte die Wohnung gegen-
über dem Vermieter. Gleichfalls untersagte das 
Amtsgericht den Eltern die weitere Nutzung die-
ser gesundheitsgefährdenden Wohnung.

Das Gericht sah diese Maßnahme noch als 
mildestes Mittel im Vergleich zu einem teilwei-
sen Sorgerechtsentzug an.

Bereits nach früher geltendem Recht war es den 
Gerichten möglich, elterliche Willenserklärungen 
zu ersetzen, soweit eine Gefährdung des Kindes-
wohles vorlag. Auch nach neuem Recht dürfen 
die Gerichte die Entscheidungen der Eltern bei 
Kindeswohlgefährdung ersetzen. Das Amtsge-
richt untersagte den Eltern, die Wohnung auf-
grund der gesundheitsgefährdenden Verhält-
nisse mit den gemeinsamen Kindern zu nutzen, 
und wies die Eltern an, sich sofort intensiv und 
ggf. mit Hilfe der dafür zuständigen Behörden 
um Ersatzwohnraum zu bemühen. Schließlich 
ordnete das Amtsgericht sogar für ein Kind ver-
pflichtend Kindergartenbesuche an, um den herr-
schenden Verhältnissen zu entgehen. Die Anord-
nung anderer Maßnahmen, wie beispielsweise 
die ambulante sozialpädagogische Familienhilfe, 
hielt das Familiengericht dagegen nicht für ver-
anlasst.Diese Entscheidung des Familiengerichtes 

zeigt eindrucksvoll, welche rechtlichen Möglich-
keiten bestehen und dass es der Justiz entgegen 
der weitläufigen Meinung aufgrund irreführen-
der Presseberichterstattung durchaus möglich 
ist, Anordnungen zum Schutz der Kinder zu tref-
fen und eine Gefahr für das Wohl der Kinder zu 
beseitigen.

Von Rechtsanwalt 
Raimund Kühne

Kein Mobbing – aber 10.000  
Schmerzensgeld nach Morddrohung 
durch einen Kollegen
Das Landesarbeitsgericht Niedersachsen hat 
einem Betriebsratsmitglied ein Schmerzensgeld 
wegen schwerer Verletzung seines Persönlich-
keitsrechtes in Höhe von 10.000  zugesprochen.

Ein Kollege hatte zu dem Arbeitnehmer Fol-
gendes geäußert:

„Wenn du jetzt fällst und ich dir die Kehle durch-
schneide, ist das ein Unfall“, wobei dieser mit 
einem Messer vor dem Arbeitnehmer stand.

Dies stellt eine schwere Persönlichkeitsverlet-
zung dar, weil sie dem Arbeitnehmer zu verste-
hen gibt, dass er nicht wert ist zu leben und dass 
der Verlust des Arbeitsplatzes für den Drohenden 
schwerer wiegt als ein Menschenleben. 

Wie bereits in der Rechtsprechung zum The-
ma „Mobbing“ gefestigt, führt eine solche 
schwere Persönlichkeitsverletzung zu einem 
Schmerzensgeldanspruch (BAG 16.05.2007,  
8 AZR 709/06).

Der Arbeitgeber muss sich die Äußerung des Kol-
legen als die eines Erfüllungsgehilfen zurechnen 
lassen, da der Drohende hier zumindest vom Ar-
beitgeber eingesetzt wurde, um den Arbeitneh-
mer einzuarbeiten und damit eine vorgesetzten-
ähnliche Stellung geschaffen wurde. Grundsätz-
lich muss die Schädigung des Arbeitnehmers 
durch den vom Arbeitgeber Eingesetzten in einer 
Situation erfolgen, die mit der zugewiesenen Auf-
gabe in einem sachlichen Zusammenhang steht. 
Dies ist regelmäßig der Fall, wenn der Erfüllungs-
gehilfe des Arbeitgebers die Fürsorgepflicht des 
Arbeitgebers konkretisiert, bspw. als Vorgesetzter 
oder Weisungsbefugter. 

Die Drohung des Arbeitskollegen führte bei dem 
Arbeitnehmer dazu, dass er arbeitsunfähig er-
krankte und wegen einer bestehenden Suizid-
gefahr stationär behandelt werden musste. Es 
war durch Zeugen belegt, dass die obige Aus-
sage dem Arbeitnehmer sozusagen „den Rest 
gegeben“ hatte. Zwar war der Arbeitnehmer be-
reits vorher wegen Depressionen und somato-
formen Schmerzen in Behandlung, Auslöser der  
1,5 jährigen Arbeitsunfähigkeit war jedoch vor 
allem die das Leben bedrohende Äußerung des 
Kollegen. 

Nach der Rechtsprechung reicht es aus, wenn die 
festgestellte Verletzungshandlung mindestens 
auch mitursächlich war für die Arbeitsunfähig-
keit. Ein Schädiger kann sich auch nicht darauf  
berufen, die psychischen Gesundheitsschäden 
seien nur eingetreten, weil der Geschädigte in-
folge körperlicher Anomalien oder Dispositi-
on zur Krankheit besonders anfällig gewesen 
sei. Das Bundesarbeitsgericht führt hierzu aus:  
„Wer einen gesundheitlich schon geschwächten 
Menschen verletzt, kann nicht so gestellt werden, 
als wenn der Betroffene gesund gewesen wäre.“. 

Von Rechtsanwältin
Jedida von Sachsen
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Mobbing kam vorliegend nicht in Betracht, da 
es an der Systematik, Zielgerichtetheit und Dau-
er der Verletzungshandlungen fehlte. Mobbing 
zeichnet sich dadurch aus, dass nicht einzelne, 
abgrenzbare Handlungen, sondern die Zusam-
menfassung mehrerer Einzelakte in einen Pro-
zess zu einer Verletzung des Persönlichkeits-
rechtes oder der Gesundheit des Arbeitnehmers 
führt. Maßgeblich ist hier das Gesamtverhalten. 

Zwar gab es auch andere Vorfälle, wie dass 
der Arbeitnehmer 4 Wochen lang Aufräum- 
und Reinigungsarbeiten in einer Halle täti-
gen musste und dass im versagt worden sei, 
Schutzkleidung zu tragen. Dies sowie auch die 

Anfeindungen als Betriebsratsmitglied reich-
ten jedoch für dieses Gesamtverhalten nicht 
aus – insbesondere da es in der Natur der Sache 
liegt, dass der Betriebsrat, der Kündigungen zu-
stimmt, auch der Kritik der Belegschaft ausge-
setzt ist. 

10.000  Schmerzensgeld sollten Ausgleich für 
erlittene Schmerzen und Leiden sein. Darüber 
hinaus sollte das Schmerzensgeld dem Geschä-
digten eine Genugtuung für das Verschaffen, 
was der Schädiger ihm angetan hat. Wie diese 
Entscheidung aus November 2009 zeigt, haben 
Arbeitnehmer auch wenn es nicht möglich ist, 
ein Mobbingverhalten nachzuweisen, da es an 
einer gewissen Dauer der Handlungen bzw. an 
einem Zusammenhang fehlt,  einen Anspruch 
auf Schmerzensgeld, wenn schwerwiegende 
Verletzungen an der Gesundheit entstehen.

„Fall Emmely“ – fristlose Kündigung 
wegen einer Bagatelle?
Der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichtes 
hat am 10.06.2010 die gegenüber der Kassiere-
rin „Emmely“ ausgesprochene Kündigung für 
unwirksam erklärt (Az: 2 AZR 541/09). 

Dieser Fall erregte die Gemüter landesweit. Fol-
gendes liegt dieser BAG-Entscheidung zu Grunde:

Die Klägerin war seit April 1977 bei diesem Arbeit-
geber tätig. Bis dato war das Beschäftigungsver-
hältnis beanstandungsfrei. Nun löste sie zwei 
im Vorfeld aufgefundene Leergutbons im Wert 
von 48 und 82 Cent bei einer kassierenden Kol-
legin entgegen einer bestehenden Regelung ein. 
Zunächst hatte die Klägerin bestritten, die Bons 
an sich genommen zu haben und darauf verwie-
sen, sie habe sich möglicherweise durch Teilnah-
me an gewerkschaftlichen Aktionen Ende 2007 
unbeliebt gemacht. Vor der Kündigung hat-

te sie zur Erklärung ins Feld geführt, die Pfand-
bons könnten ihr durch eine ihrer Töchter oder 
eine Kollegin ins Portemonnaie gesteckt worden 
sein. Die Beklagte kündigte das Arbeitsverhältnis 
ungeachtet des Widerspruchs des Betriebsrats 
wegen eines dringenden Tatverdachts fristlos,  
hilfsweise fristgemäß.

Das Gericht prüfte nun, ob  fristlose Kündigung 
berechtigt war. Die Besonderheit im vorliegenden 
Fall war eben, dass die Arbeitnehmerin 30 Jahre 
lang gute Arbeit erbracht hatte und nun wegen 
so einer geringwertigen Sache ihren Arbeitsplatz 
verlieren sollte. 

Für eine fristlose Kündigung ist ein „wichtiger 
Grund“ erforderlich. Ob ein wichtiger Grund 
vorliegt, richtet sich nach den Umständen des  
Einzelfalles unter Abwägung der beiderseitigen 

Von Rechtsanwältin 
Jedida von Sachsen

Interessen. Zu beachten waren im vorliegenden 
Fall insb. das Maß des beschädigten Vertrauens, 
das Interesse an der korrekten Handhabung der 
Geschäftsanweisung, das bereits erworbene Ver-
trauen des Arbeitnehmers sowie die wirtschaft-
lichen Folgen. Auf Grund der Abwägung darf es 
kein milderes Mittel geben (z. B. Abmahnung oder 
fristgemäße Kündigung).

Der Arbeitgeber berief sich darauf, dass der Kern-
bereich ihrer Tätigkeit betroffen ist, da sie als Kas-
siererin mit Kassenbons in Berührung kommt. 
Auch trotz des geringen Wertes sei des Vertrau-
ensverhältnis erheblich belastet worden. Zudem 
handelte es sich bei der Beklagten um ein kleines 
Unternehmen, bei welchem auch Kleinstsummen 
schädigend wirken, soweit dies öfters vorkommt.
Das Bundesarbeitsgericht hat zu Gunsten der Ar-
beitnehmerin entschieden, dass eine Abmahnung 
genügt hätte und die fristlose Kündigung unbe-
rechtigt war. Maßgeblich bei der Entscheidung 
ist, dass es letzten Endes wirklich auf den kon-
kreten Einzelfall ankommt und die Interessenab-
wägung stattzufinden hat. 

Konsequenzen für den Arbeitnehmer:
Als Arbeitnehmer muss man sich dessen bewusst 
sein, dass dieses Urteil kein Freibrief für Vermö-
gensschädigungen des Arbeitgebers ist. Das 
BAG hat explizit festgestellt, dass grundsätzlich 
bei Vermögensdelikten am Arbeitsplatz auch bei 
einem so geringen Betrag eine wichtiger Grund 
für fristlose Kündigung gegeben ist. Denn insbe-

sondere dort, wo Vermögensinteressen des Ar-
beitgebers betroffen sind, wird von einem Arbeit-
nehmer Loyalität und Sorgfalt erwartet. 

Allerdings muss beachtet werden, dass eine frist-
lose Kündigung innerhalb von 2 Wochen nach 
Kenntnis des Arbeitgebers von diesem Vorfall 
ausgesprochen werden muss. Danach kann je-
doch auch eine ordentliche Kündigung ausge-
sprochen werden.

Konsequenzen für den Arbeitgeber:
Liegt ein Vermögensdelikt am Arbeitsplatz vor – 
egal welcher Art und hinsichtlich welchen Wer-
tes, ist jedoch genau abzuwägen, welche Maß-
nahmen in diesem Fall zu treffen sind. In Betracht
kommen eine Abmahnung, eine ordentliche Kün-
digung und eine außerordentliche Kündigung. 
Wie bereits angedeutet, spielen jedoch die Ge-
samtumstände des Einzelfalles eine Rolle. 

Um eine fristlose Kündigung aussprechen zu kön-
nen, muss eine Interessenabwägung stattfinden.
Hierbei sind jedoch auch andere Umstände zu be-
achten: Wie lange gab es ein störungsfreies Ar-
beitsverhältnis? Wie hoch ist der Schaden? Wie 
ist es zu dem Fehlverhalten gekommen: Verse-
hen oder Absicht? Auch Unterhaltspflichten und 
Familienstand können bei einer Kündigung zu 
berücksichtigen sein. Das Ergebnis dieser Abwä-
gung bei Ausspruch einer Kündigung muss dann 
sein, dass es trotz allem dem Arbeitgeber nicht 
zuzumuten ist, den Arbeitnehmer bis zum Aus-
laufen der ordentlichen Kündigungsfrist weiter 
zu beschäftigen. 

Für die außerordentliche Kündigung ist die 2-Wo-
chen-Frist ab Kenntnis von dem Vorfall zu beach-
ten. Eine Begründung ist auf Verlangen des Ar-
beitnehmers nachzureichen.

Sollten Sie sich nicht sicher sein, welche Maßnah-
me in einem solchen Fall in Ihrer konkreten Situa-
tion die richtige ist, so sollten Sie sich anwaltlich 
beraten lassen.
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Versandkosten bei Widerruf – 
muss der Verbraucher zahlen?
Wenn bei einem Versandhandelsunternehmen 
Ware bestellt wird, so hat der Käufer meist einen 
Anteil an den Versandkosten zu tragen. Dieser 
wird dann per Vorkasse, Nachnahme oder Rech-
nung vom Versandunternehmen eingefordert. 
Was ist aber, wenn die Ware vom Käufer zu-
rück- gesendet wird, weil er den Vertrag wider-
ruft? Muss der Käufer dem Unternehmen trotz-
dem die in Rechnung gestellte Versandpauscha-
le zahlen?

Aktuelle Entscheidungen des EuGH und BGH
Es war folgender Fall vom BGH zu entscheiden:
Die Beklagte betrieb ein Versandhandelsun-
ternehmen und stellte ihren Kunden für die  
Zusendung der Ware eine Pauschale als Versand-
kostenanteil von 4,95  in Rechnung. Der Kläger, 
ein Verbraucherverband, nahm die Beklagte auf 
Unterlassung der Erhebung solcher Kosten nach 
Ausübung des Widerrufs-/Rückgaberechts bei 
Fernabsatzgeschäften in Anspruch. Das Land-
gericht Karlsruhe hatte dem Antrag auf Unter-
lassung stattgegeben. Das Oberlandesgericht 
Karlsruhe hat die Berufung der Beklagten gegen 
dieses Urteil zurückgewiesen. Die Beklagte legte 
sodann Revision ein und verfolgte weiterhin ihren 
Klageabweisungsantrag.

Es stellte sich die Frage, ob der Käufer einen  
Anspruch auf Erstattung der Kosten für die er-
folgte Zusendung der Ware nach nationalem 
Recht habe. Eine solche Regelung bestand gemäß  
§ 467 Satz 2 BGB alter Fassung vor Inkrafttreten 
des Schuldmodernisierungsgesetzes. Demnach 
waren die Kosten vom Verkäufer zu ersetzen. Je-
doch wurde diese Vorschrift nicht in das neue 
Recht aufgenommen. Somit könnte daher nur 
eine Erstattung nach Schadens- oder Aufwen-
dungsersatzanspruchsregelungen in Betracht 
kommen.

Auch die vertretene Ansicht, dass der Widerruf 
des Vertrages zur Rückgewährpflicht der Kosten 
des Verkäufers an den Käufer nach § 346 Abs. 1 
BGB führt, überzeugt nicht. Denn dem Verkäufer 
wäre dann auch ein Rückgewähranspruch für die 
von ihm erbrachte Transportleistung zuzubilligen, 
denn das Rechtsgeschäft ist vollumfänglich rück-
abzuwickeln. Der Käufer hat demnach gemäß  
§ 448 BGB die Kosten der Versendung zu tragen, 
und zwar in Form eines Wertersatzanspruches 
nach § 346 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BGB. Demnach hät-
te der Käufer als Verbraucher die Kosten des Ver-
sandes zu tragen.

Dem stand jedoch die Richtlinie 97/7/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 20. 
Mai 1997 über den Verbraucherschutz bei Ver-
tragsabschlüssen im Fernabsatz entgegen. Nach 
dieser heißt es in Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Satz 
2 und Abs. 2: „Der Verbraucher kann jeden Ver-
tragsabschluß im Fernabsatz innerhalb einer Frist 
von mindestens sieben Werktagen ohne Angabe 
von Gründen und ohne Strafzahlung widerrufen. 

Die einzigen Kosten, die dem Verbraucher infolge 
der Ausübung seines Widerrufsrechts auferlegt 
werden können, sind die unmittelbaren Kosten 
der Rücksendung der Waren.“

Über die Auslegung dieser Richtlinie war man 
sich jedoch nicht einig. Daher hatte der BGH 
dem EuGH  zur Vorabentscheidung die Sache  

vorgelegt. Der EuGH musste entscheiden, ob die 
Bestimmungen des Art. 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 
2 der Richtlinie dahin auszulegen sind, dass sie ei-
ner nationalen Regelung entgegenstehen, nach 
der die Kosten der Zusendung der Waren auch 
dann dem Verbraucher auferlegt werden können, 
wenn er den Vertrag widerrufen hat. Denn die 
Frage der Auslegung einer solchen Richtlinie ist 
dem EuGH nach Art 234 EG vorbehalten.

 Zur Freude der Verbraucher entschied der EuGH 
am 15.04.2010, dass Art. 6 der Richtlinie dahinge-
hend  auszulegen sei, dass diese Regelung einer 
nationalen entgegensteht, nach der der Lieferer 
in einem im Fernabsatz abgeschlossenen Vertrag 
dem Verbraucher die Kosten der Zusendung der 
Ware auferlegen darf, sobald dieser sein Wider-
rufsrecht ausgeübt hat (Tenor).

Daraufhin hat der BGH mit Urteil vom 7. Juli 2010 
(Az. VIII ZR 268/07) erhofftermaßen sich der 
Rechtsprechung des EuGH angeschlossen. Nun-
mehr dürfen den Kunden keine Pauschale für die 
Zusendung von bestellter Ware berechnet wer-
den, wenn diese von ihrem Widerrufs- oder Rück-
trittsrecht Gebrauch machen.

Abschließende Bemerkung
Es ist allerding weiterhin zu bedenken, dass dem 
Verbraucher im Falle der Rücksendung die Kosten 
für diese auferlegt werden können.

Von Rechtsanwalt 
Hartmut Roth

Zeitraum für Einwendungen 
gegen die Betriebskostenabrechnung

Von Rechtsanwalt 
Raimund Kühne

Jedes Jahr, mitunter fast taggenau, gehen den 
Mietern die Betriebskostenabrechnungen ihrer 
Vermieter zu, welche nicht selten aufgrund en-
ormer Nachzahlungsbeträge für Unmut sorgen. 
Oft werden Kosten in der Abrechnung umgelegt, 
welche überhaupt nicht auf den jeweiligen Mie-
ter umlegbar sind. Solche Einwendungen gegen 
die Abrechnung sollten möglichst frühzeitig und 
hinsichtlich jeder Abrechnung separat geltend 
gemacht werden. Umstritten war dabei lange 
Zeit, ob es ausreichend ist, dass der Mieter ein-
mal eine Einwendung gegen bestimmte Kosten 
erhebt und diese dann für nachfolgende Abrech-
nungen fortbesteht. Diese Frage ist nunmehr 
entschieden.

Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 
12.05.2010, Aktenzeichen VIII ZR 185/09 bestä-
tigt, dass ein Wohnungsmieter eine Einwendung  

gegen eine vom Vermieter erstellte Betriebsko-
stenabrechnung auch dann innerhalb der da-
für vorgesehenen 12-Monatsfrist erheben muss, 
wenn er die der Sache nach gleiche Einwendung 
bereits gegenüber früheren Betriebskostenab-
rechnungen geltend gemacht hat.

Der Vermieter verlangte von seinen Mietern die 
Nachzahlung von Betriebskosten. Im Oktober 
2004 hatte der Vermieter eine Betriebskosten-
abrechnung für das Jahr 2003 erstellen lassen, in 
der er u. a. die Grundsteuer anteilig auf die Mie-
ter umgelegt hatte. Dagegen wandten die Mie-
ter unter anderem ein, dass sie gemäß der miet-
vertraglichen Vereinbarung nicht zur Übernahme 
dieser Kosten verpflichtet seien. Auch im Hinblick 
auf die im November 2005 erstellte Betriebskos-
tenabrechnung für das Jahr 2004 machten die 
Mieter unter anderen diesen Einwand geltend.
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Schließlich erstellte der Vermieter im Dezember 
2006 eine Betriebskostenabrechnung für das Jahr 
2005, in der er erneut Grundsteuer anteilig auf 
die Mieter umlegte. Zu dieser Abrechnung äu-
ßerten sich die Mieter nicht und erhoben keine 
Einwendungen.

Mit der Klage hatte der Vermieter die danach 
noch offen stehenden Nachforderungen aus den 
Betriebskostenabrechnungen für die Jahre 2003, 
2004 und 2005 geltend gemacht. Das Amtsge-
richt hatte die Klage hinsichtlich der Jahre 2003 
und 2004 mit der Begründung abgewiesen, dass 
die Grundsteuer nicht umlagefähig sei. Hinsicht-
lich des Jahres 2005 hat das Amtsgericht die Mie-
ter zur Zahlung des offenen Betrages von noch 
rund 270  € verurteilt, da die Beklagten es ver-
säumt hätten, gegen die Betriebskostenabrech-
nung für das Jahr 2005 innerhalb der Jahresfrist 
Einwendungen zu erheben.

Dagegen hatten die Mieter Berufung und nach 
deren Zurückweisung Revision eingelegt. Diese 
hatte vor dem BGH keinen Erfolg. Der u. a. für das 
Wohnraummietrecht zuständige VIII. Zivilsenat 
des Bundesgerichtshofs hat entschieden, dass 
eine erneute Beanstandung der Betriebskosten-
abrechnung für das Jahr 2005 hinsichtlich der auf 
die Mieter anteilig umgelegte Grundsteuer nicht 
deshalb entbehrlich war, weil die Mieter bereits 
gegenüber dem Betriebskostenabrechnung für 
die vorangegangenen Jahre 2003 und 2004 je-
weils fristgerecht eingewandt hatten, dass sie 
die Erstattung der anteiligen Grundsteuer nicht 

schuldeten. Nach § 556 Abs. 3 Satz 5 BGB muss 
der Mieter eine Einwendung, die er gegen eine 
Betriebskostenabrechnung für ein bestimmtes 
Jahr erheben will, dem Vermieter innerhalb von 
zwölf Monaten ab Zugang dieser Betriebskosten-
abrechnung mitteilen. Die Beanstandung einer 
früheren Betriebskostenabrechnung macht eine 
solche Mitteilung grundsätzlich auch dann nicht 
entbehrlich, wenn es sich der Sache nach um die 
gleichen Einwendungen handelt. Ziel des Gesetz-
gebers ist es, durch Fristablauf Klarheit über die 
Ansprüche aus der Betriebskostenabrechnung für 
ein bestimmtes Jahr zu erlangen. 

Dieses Ziel würde gemäß der Entscheidung des 
BGH verfehlt, wenn aufgrund der Beanstandung 
einer früheren Abrechnung nicht mehr zu verlan-
gen wäre, dass eine spätere Abrechnung inner-
halb der für diese Abrechnung laufenden Frist 
(erneut) beanstandet wird. Die erneute Geltend-
machung einer gegenüber einer früheren Be-
triebskostenabrechnung bereits erhobenen Ein-
wendung innerhalb der für das spätere Abrech-
nungsjahr laufenden Frist ist daher geboten, 
um das vom Gesetzgeber angestrebte Ziel der 
Rechtssicherheit durch Fristablauf zu erreichen.

Insoweit sollte jeder Mieter dringend darauf ach-
ten, dass auch hinsichtlich einer aktuellen Be-
triebskostenabrechnung ggf. erneut dieselben 
Einwendungen erhoben werden, welche auch 
bereits gegenüber älteren Abrechnungen gel-
tend gemacht wurden. Anderenfalls besteht die 
Gefahr, dass eine Einwendung des Mieters ge-
gen die aktuelle Betriebskostenabrechnung, ob-
wohl die Abrechnungspositionen fehlerhaft sind 
und nicht umgelegt werden dürfen, ausgeschlos-
sen ist. Wir beraten Sie gerne hinsichtlich dieser 
Möglichkeiten.

Auslandsentsendung: Zusatzversiche-
rung für Arbeitnehmer nötig?
Werden Mitarbeiter vorübergehend in das Aus-
land entsandt, bleiben in vielen Fällen die deut-
schen Rechtsvorschriften weiterhin gültig. 
Trotzdem bedarf es gerade bei der Krankenver-
sicherung einer genauen Prüfung, ob der Versi-
cherungsschutz ausreicht. 

Mögliche Kosten bei Auslandsentsendung 
Hintergrund: Bei einer Entsendung ins Ausland 
muss der Arbeitgeber die durch Krankheit entste-
henden Kosten tragen – ohne Wenn und Aber! 
Und zwar nicht nur für den Mitarbeiter selbst, 
sondern auch für dessen Familienangehörige, 
wenn diese ihn ins Ausland begleiten.

Arbeitgeber kann mit Krankheitsrestkosten be-
lastet werden
Besteht eine Mitgliedschaft in der gesetzlichen 
Krankenversicherung, ersetzt die Krankenkasse 
dem Arbeitgeber die Kosten – allerdings nur in der 
Höhe, in der sie auch in Deutschland hätte leisten 
müssen. Auf dem Restbetrag bleibt der Arbeit- 
geber sitzen, und das kann teuer werden.  

Zu beachten ist auch, dass der Begriff der Ent-
sendung in der Sozialversicherung ein anderer als 
im Arbeitsrecht ist. Schon eine (arbeitsrechtliche) 
Dienstreise ins Ausland ist im Sinne der Sozialver-
sicherung eine Entsendung – mit der beschrie-
benen Haftungsregelung für den Arbeitgeber.

Beispiel:
Ein Mitarbeiter wird zu einem Messebesuch in die 
USA geschickt. Dort wird er – während eines pri-
vaten Anlasses – durch einen Unfall lebensgefähr-
lich verletzt. Der anschließende Krankenhausauf-
enthalt wird mit 200.000  in Rechnung gestellt, 
die der Arbeitgeber zahlen muss.

Die deutsche Krankenkasse stellt fest, dass die 
entsprechende Behandlung in Deutschland nur 
die Hälfte gekostet hätte. Sie erstattet daher 
100.000  an den Arbeitgeber. Den Restbetrag 
muss dieser allein tragen.

Tipp: Zusätzlicher Schutz bei privater 
Krankenversicherung
Es muss ja nicht immer so teuer sein, aber gerade 
bei einer Entsendung in hochpreisige Länder, wie 
eben die USA, können schnell erhebliche Kosten 
auf den Arbeitgeber zukommen. Deshalb emp-
fiehlt sich immer einen zusätzlichen Schutz über 
die private Krankenversicherung abzuschließen. 
Dabei sollte darauf geachtet werden, dass auch 
eine ausreichende Krankenrücktransportversiche-
rung eingeschlossen ist.

Individuelle Versicherungen oder Gruppen- 
versicherungen möglich
Für die zusätzliche Absicherung gibt es unter-
schiedliche Wege. In einigen Fällen (besonders 
bei kurzfristigen Dienstreisen) werden Reisekran-
kenversicherungen ausreichen, ansonsten bie-
ten sich neben individuellen Versicherungen für  
einzelne Mitarbeiter in erster Linie Gruppen- 

Von Rechtsanwältin 
Annett Bachmann-Heinrich
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versicherungen an. Die Ausgestaltung und Ko-
sten sind je nach Umfang und anbietender Ge-
sellschaft recht unterschiedlich. In jedem Fall ist 
zunächst die Frage nach Bedarf und Umfang zu 
klären (wie viele Mitarbeiter werden wie oft und 
wie lange ins Ausland entsandt). Dann sollten 
mehrere Angebote eingeholt werden, denn die 
Unterschiede können ganz erheblich sein.

Kosten der Versicherung kalkulierbar – Schaden 
nicht!
Natürlich kostet eine solche zusätzliche Absi-
cherung Geld. Nichts zu tun kann aber deutlich 
teurer werden. Vor allem sind die Kosten für das 
Unternehmen für eine Versicherung kalkulierbar, 
für die Leistungsverpflichtungen bei einer Erkran-
kung aber nicht.

Befreiende Lebensversicherungen: 
Kapitalzahlungen beitragsfrei
Das BSG entschied: Befreiende Lebensversiche-
rungen zählen nicht zur betrieblichen Altersver-
sorgung – und sind daher keine beitragspflichti-
gen Versorgungsbezüge.

Schon wiederholt hat die beitragrechtliche Be-
handlung der Auszahlung von Lebensversiche-
rungen das Bundessozialgericht (BSG) beschäf-
tigt – bisher meist ohne Erfolg. Nun hat ein 
Rentner eine Ausnahme erstritten – zu seinen 
Gunsten beitragsfrei.

Lebensversicherung: KV-pflichtiger Rentner 
sollte Beiträge zahlen.
Der Kläger ist seit 1963 Mitglied der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV). Von der Renten-
versicherungspflicht war er seit 1968 befreit. Er 
schloss damals eine Kapitallebensversicherung 
ab, die der Hinterbliebenen- und Altersversor-
gung diente und bei der er selbst Versicherungs-
nehmer und Versicherter war. Die Arbeitgeber 
übernahmen jeweils einen Teil der Beiträge für 
die Lebensversicherung. Nun ist er Rentner und 

in der GKV pflichtversichert. 2005 erhielt er sei-
ne Lebensversicherung mit 411.000  ausgezahlt. 
Seine Krankenkasse hat wegen der Lebensver-
sicherung die monatlichen Beiträge auf zuletzt 
521,30  angehoben: Die Lebensversicherung 
sei eine als Versorgungsbezug beitragspflichti-
ge Leistung der betrieblichen Altersversorgung. 
Der Kläger erhob Widerspruch und Klage – mit 
Erfolg. Das LSG hat ihm Recht gegeben. Die Kapi-
talleistung aus der Lebensversicherung sei keine 
Leistung der betrieblichen Altersversorgung und 
deshalb nicht beitragspflichtig. Dagegen ist die 
Krankenkasse in Revision gegangen.

BSG: Keine Beitragspflicht bei befreiender 
Lebensversicherung
Die Revision der Kasse beim BSG ist jedoch er-
folglos geblieben (BSG, Urteil v. 5.5.2010 – B 12 
KR 15/09 R). Die dem Kläger ausgezahlte Kapi-
talleistung sei im Rahmen seiner gesetzlichen 
Pflichtversicherung bei der beklagten Kranken-
kasse nicht beitragspflichtig. Deshalb seien die 
angefochtenen Beitragsbescheide aufzuheben. 
Die Kapitalleistung stamme aus einer Lebens-
versicherung, die der Kläger 1967 für die Befrei-
ung von der Versicherungspflicht in der Ren-
tenversicherung abgeschlossen habe. Dass der  
Arbeitgeber sich durch einen Zuschuss an der  

Lebensversicherung beteiligt habe, mache  
die Kapitalleistung nicht zur beitragspflichti-
gen betrieblichen Altersversorgung (§§ 228, 229 
SGB V). Eine Rente der betrieblichen Altersver-
sorgung liege nur dann vor, wenn die Leistung 
entweder vom Arbeitgeber oder von Institu-
tionen der betrieblichen Altersversorgung er-
bracht werde oder auf einer Direktversicherung 
als Form der betrieblichen Altersversorgung be-
ruhe. Allein der Zweck der Leistung, der Alters-
versorgung zu dienen, mache sie nicht zur be-
trieblichen Altersversorgung.

Wichtige Grundsatzaussage des BSG: Keine Ana-
logie anwendbar
Wichtig – auch für viele andere Fallkonstellati-
onen – dürfte die Aussage des BSG sein: „Der 
Gesetzgeber hat einen Numerus Clausus (abge-
schlossene Liste) der beitragspflichtigen Einnah-
men für pflichtversicherte Rentner festgelegt. 
Dieser kann nicht durch Analogie zu Lasten an-
derer Leistungen erweitert werden“! 

Damit dürfte es in diesem Zusammenhang künf-
tig möglich sein, eine private Altersversorgung 
auch mit weniger als paritätischer betrieblicher 
Mitfinanzierung von der Beitragspflicht ausneh-
men zu können.

Von Rechtsanwältin 
Annett Bachmann-Heinrich
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Die Bedeutung des Grünen Pfeils
Ein Überbleibsel aus der DDR-Zeit ist er auch 
heute immer noch und wird auch immer  
wieder mehr zur Verwendung gebracht – der 
Grüne Pfeil. 

Vor der Änderung 1990 bedeutete ein so genann-
tes Grünpfeilschild, dass, selbst wenn die Ampel 
für einen Autofahrer „Rot“ zeigt, dieser die rote 
Ampel befahren darf, ohne anzuhalten. Natürlich 
bestand auch hier die Pflicht zum Vergewissern, 
dass kein bevorrechtigter Verkehr kommt. Mit der 
Wiedereinführung des Grünen Pfeils 1990 im ge-
samtdeutschen Bundesgebiet kam jedoch eine 
erhebliche Änderung im Vergleich zur alten Re-
gelung, welche zum Teil auch heute noch für ge-
wisse Unsicherheiten sorgt. 

Nicht zu vergessen ist die Tatsache, dass die 
Grünpfeilregelung auch nicht für alle Teilneh-
mer am Straßenverkehr ohne Anwendungspro-
bleme bleibt. Viele Autofahrer meinen, dass ein 
Grünpfeil an einer „roten“ Ampel für sie bedeu-
tet, dass abgebogen werden kann, ohne anzu-
halten. Oftmals trifft man auf solche Autofah-
rer, für die der Grünpfeil keinerlei Bedeutung 
darstellt und schlicht und ergreifend warten,  
bis die richtige Ampel „Grün“ zeigt. Beide Verhal-

tensalternativen stellen nicht die tatsächlichen 
Begebenheiten eines ordnungsgemäßen Ver-
haltens im Straßenverkehr dar. Es ist zu beach-
ten, dass der Grünpfeil keinerlei Bedeutung hat, 
wenn die Ampel auf „Grün“ steht. Hierbei gilt für 
den Straßenverkehrsteilnehmer das ganz norma-
le „Grün“ seiner Ampel. 

Wirkung entfaltet der Grünpfeil erst dann, wenn 
für den Autofahrer die maßgebliche Ampel auf 
„Rot“ springt. Zu beachten ist auch, dass jedoch 
der Grünpfeil nur für die Rechtsabbieger gilt und 
nicht für Geradeausfahrer oder Linksabbieger. Für 
einen Autofahrer bedeutet der Grünpfeil daher, 
dass er obwohl die Ampel „Rot“ zeigt, die Kreu-
zung passieren kann. Dies darf er jedoch nur 
dann, wenn er sich an gewisse Voraussetzungen 
hält. 

Der Autofahrer ist gehalten, bis zur Fahrbahn-
markierung heranzufahren, stehenzubleiben, 
sich zu vergewissern, ob kein bevorrechtigter 
Verkehr kommt, und erst dann darf er abbie-
gen. Die an den Fahrer gestellten Vorausset-
zungen sind im Prinzip die gleichen wie bei 
einem Stoppschild, das bedeutet, das Fahrzeug 
muss erst zum Stillstand gebracht werden und 

Von Rechtsanwältin
Christin Meinhold

erst dann darf abgebogen werden. Aufgrund 
von Unwissenheit bzw. nicht richtiger Kenntnis 
der Anwendung des Grünpfeils hat der Grün-
pfeil schon so manchem Autofahrer eine böse  
Überraschung beschert. Die Straßenverkehrs-
ordnung in Verbindung mit dem Bußgeldkata-
log sieht vor, dass Grünpfeilsünder „mit nicht 
ganz unerheblichen Strafen“ rechnen müssen. 
Im Ergebnis bedeutet dies, dass Verstöße ge-
gen den Grünpfeil und die immanente Anhal-
tepflicht mit ähnlichen Bußen geahndet werden 
wie beim Missachten einer „roten“ Ampel. Im 
konkreten Fall bedeutet das, dass 3 Punkte und 
70,00  riskiert werden. Das bevorzugte Abbie-
gen wäre dann ein recht teures Unterfangen.

Probleme ergeben sich auch oftmals dann, 
wenn der Hintermann keine genaue Kenntnis 
der Bedeutung des Grünpfeils hat und der Auf-
fassung ist, der Grünpfeil berechtigt zum Durch-
fahren der Kreuzung, ohne vorher anzuhalten. 
Nicht selten kommt es dabei zu einem klas-
sischen Auffahrunfall.

Fazit ist daher, dass trotz der Grünpfeilregelung 
seit nunmehr 20 Jahren in der „Neuregelung“ 
oftmals noch erhebliche Unwissenheit und da-
mit erhebliches Gefährdungspotenzial beste-
hen. Für den Straßenverkehrsteilnehmer bedeu-
tet dies schließlich, dass er mit der notwendigen 
Sorgfalt am Straßenverkehr teilnehmen muss. 
Somit werden Verstöße gegen die StVO und die 
Unfallgefahren minimiert.
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Bringen Sie Arbeit und Gesundheit  
in Einklang

Zwei Drittel aller arbeitenden Menschen haben 
dasselbe Problem – sie haben Rückenschmerzen 
durch zu langes Sitzen. Der Mensch verbringt im 
Laufe seines Lebens ca. 80.000 Stunden im Büro,   
85 Prozent davon im Sitzen. Insgesamt sitzt der 
Mensch täglich bis zu 15 Stunden. Wir sitzen im 
Büro, wir sitzen in der Freizeit – im Auto, beim 
Essen, vor dem Fernseher – kurz: Wir sitzen viel 
und bewegen uns wenig!   

Durch das weitgehend unbewegte Sitzen er-
schlafft jedoch die Muskulatur. Sie kann 
ihre Stützfunktion nicht mehr erfüllen. Der 
Druck auf die Bandscheiben nimmt zu. Lang-
fristig kommt es zu Schäden an der Wir-
belsäule und zu chronischen Rückenleiden.  
Diese sind der häufigste Grund für Arztbesuche.  
 

Ungefähr ein Drittel aller Fehlzeiten sind auf 
Muskel- und Skeletterkrankungen zurückzufüh-
ren.  Ausfall und Rehabilitation kosten Staat und 
Wirtschaft jährlich ca. 42,5 Mrd. Euro. Der berufs-
bedingte Sitzmarathon birgt also große Probleme 
in sich.

27 %

22 %

17 %

16 %

7 % 5 %6 %

Arbeitsunfähigkeit nach Krankheitsarten

Quelle: BMA
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Welche gesundheitlichen Vorteile bieten z. B. 
Steh-Sitz-Tische?

Verwandeln Sie Ihren Arbeitsplatz in ein kleines 
„Fitness-Center“ und steigern Sie Ihr Wohlbefin-
den durch:

• Entlastung der Wirbelsäule und Bandscheiben

• Bessere Ernährung der Bandscheiben

• Stärkung der Rückenmuskulatur

• �Anregung des Herz-Kreislaufsystems und des 
Stoffwechsels

All diese positiven Einflüsse auf Ihren Körper sind 
Schlüssel für Motivation, eine verbesserte Kon-
zentration und Leistungsfähigkeit und natürlich 
einen besseren gesundheitlichen Zustand.

Sie fragen sich jetzt, wie kann ich diesem vorbeu-
gen? Wie sieht der optimale Arbeitsplatz aus? 
Gibt es Fördermöglichkeiten und Fördermittel? 
In unserer neuen Broschüre „Ergonomie im Büro“ 
möchten wir Ihnen das Thema ergonomische Bü-
rolösungen näherbringen, Ihnen Möglichkeiten 
für die ergonomische Gestaltung Ihrer Büroräu-
me aufzeigen und Sie über das gesunde Sitzen 
beraten. Ebenso stehen Ihnen unsere Fachberater 
jederzeit zur Verfügung, um in Ihrem Unterneh-
men eine Arbeitsplatz-Analyse durchzuführen.

30 31

durchblick 02-2010 ImpressumRückenbelastung im Alltag / Kriesten GmbH



Roth | partner
Rechtsanwaltspartnergesellschaft

Gohliser Straße 1		
01159 Dresden		
Tel. 0351 8 47 00 10
Fax 0351 8 47 00 20	
Mail: info@roth-anwaelte.de
Web: www.roth-anwaelte.de

Zweigstelle Offenbach
Mühlheimer Straße 311
63075 Offenbach a. M.
Tel. 069 986478-15
Fax 069 986478-65

Bei Rückfragen bezüglich der Beiträge oder 
in anderen Angelegenheiten stehen wir Ihnen gern zur Verfügung.
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